
das haben wir beim Atomausstieg g e -
sehen.
SPIEGEL: Nicht nur die Bundesregierung,
sondern auch Gerichte können dafür
 sorgen, dass Ihre Haushaltsplanungen
durcheinandergeraten. Das Bundesver-
fassungsgericht scheint die Alimentie-
rung von Asylbewerbern für zu niedrig
zu halten. Droht das nächste Haushalts-
loch?
Kraft: Wenn man sieht, dass die Regelsätze
von 1993 noch in D-Mark im Gesetz ste-
hen und zwischen 220 und 360 D-Mark
liegen, ist es ein Gebot der Menschlich-
keit, sich damit zu beschäftigen. Auch
über dieses Thema werden wir mit dem
Bund reden müssen.
SPIEGEL: Warum fangen Sie nicht mal bei
sich an und sparen – statt Geld vom Bund
zu fordern und darüber zu jammern, dass
Ihnen Einnahmen genommen und Kosten
aufgebürdet werden? 
Löhrmann: Wir haben in den letzten zwei
Jahren Einsparpotentiale erarbeitet. Und
wir haben uns jetzt vorgenommen, struk-
turell bis 2017 und dann dauerhaft eine
Milliarde Euro zu erwirtschaften. Es wer-
den sich Präventionsrenditen ergeben,
wenn wir es schaffen, mehr Jugendliche
fit für eine Ausbildung zu machen, statt
sie noch länger zu beschulen.
Kraft: Auf die Gefahr, mich zu wiederho-
len: Wir investieren in Vorbeugung und
Bildung. Wir haben eine Milliarde für
Kinder draufgelegt. Dies wird fortgesetzt.
Das wird sich auszahlen, davon sind wir
überzeugt.
SPIEGEL: Aber Sie investieren auf Pump.
Wo bleibt das Sparen?
Löhrmann: Wir haben erlebt, dass Vor-
schläge, die wir gemacht haben, sofort
kritisiert wurden, und zwar von derselben
Opposition, die uns vorwirft, nicht genug
zu sparen.
Kraft: Die CDU hatte keinen einzigen
konkreten Einsparvorschlag, die FDP
auch nicht. 
SPIEGEL: Aber die sind auch nicht an der
Macht. Es ist doch erst einmal Ihre Auf-
gabe.
Kraft: Eine gute Opposition hätte eigene
Ideen. Wir sparen, was möglich ist …
Löhrmann: … und halten uns an die drei
Versprechen, die wir vor der Wahl ge -
geben haben: an der richtigen Stelle in-
vestieren, systematisch und nicht mit dem
Rasenmäher sparen, in Berlin um Ein-
nahmeverbesserungen streiten.
SPIEGEL: Warum setzen Sie nicht mal ei-
nen konkreten Sparvorschlag um? Dis-
kutiert wurde etwa, bei der Polizei 2000
Verwaltungsstellen einzusparen, aber
kaum drohte die Polizeigewerkschaft mit
Widerstand, sind Sie eingeknickt.
Kraft: Wir werden Organisationsunter -
suchungen von Behörden und Ein- 

* Barbara Schmid und Markus Verbeet im Düsseldorfer
Landtag.

richtungen durchführen und dann
 sorgfältig und fundiert Vorschläge ma-
chen.
Löhrmann: Wir machen nicht irgendwelche
Ankündigungen, die dann in der Öffent-
lichkeit zerredet werden. Jeder einzelne
Vorschlag muss gut vorbereitet werden,
bevor er dem Parlament und der Öffent-
lichkeit vorgelegt wird.
Kraft: Ich weiß noch, wie Herr Rüttgers
angetreten ist und verkündet hat, dass er
20 000 Stellen einspart. Das war nicht
durchdacht. Am Ende hat er 2416 Strei-
chungen geschafft, von Stellen, die oh-
nehin weggefallen wären.
SPIEGEL: Lassen Sie uns in der Gegenwart
und bei Ihnen bleiben. Sie arbeiten nun
seit 2010 sehr eng zusammen. Hat sich
Ihr Verhältnis verändert? 
Kraft: Nein.
Löhrmann: Nein.
SPIEGEL: Sie duzen sich seit zwei Jahren,
haben aber immer gesagt, dass Sie keine
Freundinnen seien. Sind Sie es immer
noch nicht?
Kraft: Ich habe einen Kreis von Freunden,
die ich seit 30, 40 Jahren kenne. Sylvia
Löhrmann und ich arbeiten gut zusam-
men, wir mögen uns. Aber das ist nicht
die Stufe einer guten Freundin. Wir ver-

bringen nicht auch noch unsere Freizeit
miteinander.
Löhrmann: Der Begriff Freundschaft ist
 etwas Besonderes. Die ganze Kumpanei
hängt mit alten Mustern zusammen, statt
rational und vernünftig zu wissen, was
man aneinander hat. Und auch zu wissen:
Da ist eine Grenze. Umso professioneller
kann man miteinander arbeiten. 
SPIEGEL: Mit alten Mustern meinen Sie
Männerbünde?
Kraft: Früher habe ich immer geglaubt,
Männer reden viel miteinander, sie sitzen
in Geheimbünden herum und sprechen
sich ab. Bis ich herausgefunden habe: Die
reden viel zu oft gar nicht mitein ander.
SPIEGEL: Aber sie sitzen zusammen und
gucken Fußball.
Löhrmann: Das tun wir auch …
Kraft: … und sind, mit Verlaub, manchmal
die größeren Experten. 
SPIEGEL: Frau Kraft, Frau Löhrmann, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch.

Am Ende kam die Frage doch noch.
„Sigmar“, sagte der Bundestags-
abgeordnete Klaus Barthel, „wird

sich der Parteivorstand bald mit den An-
trägen zur Rente befassen?“

„Natürlich“, beruhigte Gabriel den Par-
teilinken, „der Vorstand ist unsere Ren-
ten-Kommission.“ Damit war das Ende
der Fragen auf dem Parteikonvent der
SPD am Samstag vor zwei Wochen er-
reicht, und alle waren mit der Antwort
zufrieden. Alles transparent, nichts läuft
im stillen Kämmerlein, das wollte der Par-
teichef sagen. 

In der Wirklichkeit handelt Sigmar Ga-
briel gerade anders. Seit einigen Monaten
werkelt er in einer kleinen, konspirativen
Gruppe an einem neuen Rentenkonzept
für die Sozialdemokraten. In ihr sitzen
neben einigen Experten vor allem Ga-
briel selbst und Vertreter der Gewerk-
schaften. 

Nun kursieren in der SPD die Eckpunk-
te des Konzepts: Es bleibt grundsätzlich
bei der Altersgrenze 67, aber das Renten-
niveau soll weit weniger stark sinken, als
es das geltende Recht vorsieht. Die be-
triebliche Alterssicherung soll wieder
wichtiger werden. Und es wird nach den
Plänen der Sozialdemokraten in Zukunft
eine Mindestrente geben.

Wenn Gabriel sich mit dem Konzept
durchsetzt, kann er den linken Parteiflügel
befrieden, der sich nie mit den Reformen
aus den SPD-Regierungsjahren anfreun-
den konnte. Es könnte sogar das Gesellen-
stück für Gabriels Kanzlerkandidatur sein,
die der Parteichef noch nicht abgeschrie-
ben hat. Denn er würde mit dem Plan sei-
ne Konkurrenten Peer Steinbrück und
Frank-Walter Steinmeier schwächen – bei-
de stehen zu jenen Sozialkürzungen, die
sie einst selbst mit beschlossen haben. 

Gabriel lehnt im Moment jeden Kom-
mentar zu seinen Rentenplänen ab. Kein
anderes Thema hat die SPD in den ver-
gangenen Jahren so zerrissen wie die Re-
form der Altersvorsorge. Für viele Ge-
nossen ist die Rente mit 67 ein Synonym
für soziale Kälte, mehr noch als die un-
geliebten Hartz-Gesetze.

Von denen haben sich die Sozialdemo-
kraten in vielen Punkten wieder verab-
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Löhrmann, Kraft, SPIEGEL-Redakteure*
„Manchmal nervt es schon“

S O Z I A L D E M O K R A T E N

Geheimoperation
Rente

Mit einem neuen Konzept für die
Altersvorsorge umgarnt Parteichef

Gabriel die Gewerkschaften –  
und positioniert sich als Kanzler-
kandidat des linken SPD-Flügels.



schiedet, nur Kürzungen für die Senioren
stehend noch immer weitgehend unver-
ändert da und verhageln die gute Stim-
mung. Es geht um den Abschied von der
als neoliberal verhassten Agenda 2010.
Die SPD soll mit sich selbst versöhnt wer-
den, das ist Gabriels Ziel.

Der Parteichef weiß, dass er die Ren-
tenfrage nur zusammen mit den Gewerk-
schaften lösen kann. Die waren gegen die
Agenda- und Rentenreformen auf die
Straße gegangen. Nun sollen sie zusam-
men mit dem Parteichef Richtung Bun-
destagswahl 2013 marschieren. Im Gegen-
zug kommt ihnen Gabriel offenbar in zen-
tralen inhaltlichen Fragen entgegen.

Der wichtigste Punkt ist das Rentenni-
veau. Da geht es ans Eingemachte, denn
da wird es teuer. Die Rentenformel sieht

momentan vor, die Leistungen von 53
Prozent des Durchschnittseinkommens
im Jahr 2000 auf 43 Prozent im Jahr 2030
abzusenken. 

Dagegen rebellieren die SPD-Linken
schon seit dem Bundesparteitag im De-
zember vergangenen Jahres. Nun scheint
Gabriel Gefallen an ihren Ideen zu fin-
den. Die Leistungshöhe soll nun nur mi-
nimal abgesenkt werden, so dass im Jahr
2030 rund 50 Prozent erreicht werden.
Wie viel das genau kosten wird, hängt
von der demografischen und wirtschaft-
lichen Entwicklung ab. In SPD-Kreisen
geht man von 25 Milliarden Euro pro Jahr
ab 2030 aus. Es könnte aber auch deutlich
mehr werden.

Als zweite Reform-Säule ist eine Min-
destrente vorgesehen. Die „Soli-Rente“,

wie Gabriel sie getauft hat, könnte durch
Steuern finanziert werden. Damit sollen
in Zukunft jedem Rentner wenigstens 850
Euro monatlich zur Verfügung stehen.
Wer mindestens 35 Jahre eingezahlt hat,
würde dadurch im Alter in jedem Fall
mehr bekommen als die Grundsicherung,
auch wenn er im Berufsleben nur wenig
verdient hat.

Zusatzversicherungen wie die Riester-
Rente sollen offenbar verrechnet werden.
Das unterscheidet den SPD-Ansatz von
dem Modell der CDU-Arbeitsministerin
Ursula von der Leyen, die private Zusatz-
vorsorge auch als Zuschlag auf die Min-
destrente zulassen will.

Als dritte Säule werden Betriebspen-
sionen ausgebaut. „Die sollten wir för-
dern“, sagte Gabriel schon vor einem hal-
ben Jahr. Im Gespräch ist, eine betriebli-
che Altersvorsorge zur Pflicht zu machen.
Auch Arbeitgeber in Dienstleistungsbe-
rufen, zum Beispiel Friseure, könnten
dann gezwungen sein, für ihre Angestell-
ten eine Rente anzusparen. 

In den Gewerkschaften ist man glück-
lich über Gabriels Ideen, denn über die
Betriebsrente dürfen sie mitbestimmen.
Zugleich wird mit einem anderen Ge-
werkschafter endgültig abgeschlossen,
dem ehemaligen Arbeitsminister Walter
Riester und seiner privaten Rentenzusatz-
versicherung. Geringverdiener haben
durch die „Soli-Rente“ noch weniger An-
reize, mit Riester vorzusorgen. Gabriels
Renten-Gruppe will daran auch nichts än-
dern, im Gegenteil. In der SPD wird nun
sogar überlegt, die Förderung in Gänze
zu beenden. Was einst als Einstieg in die
private Vorsorge gepriesen wurde, gilt
nun als sozialpolitischer Irrweg. 

An der Basis ist diese Auffassung schon
lange verbreitet, nun setzt sie sich auch
in der Parteispitze durch, zum Nutzen
Gabriels. „Mit der Rente das komplizier-
teste Thema der SPD zu befrieden, wäre
eine beachtliche Leistung“, sagt ein Bun-
destagsabgeordneter. 

Doch dem Parteichef reicht das nicht
aus, er hat schon eine neue Idee. Er denkt
darüber nach, das neue Rentenkonzept
mit einem Gesicht zu verknüpfen. Eine
Person, die später als SPD-Arbeitsminis-
ter auch gleich die politische Umsetzung
der Ideen betreiben könnte. Und natür-
lich sollte solch ein Schattenminister aus
den Gewerkschaften kommen. Einen Na-
men gibt es noch nicht, aber ein Vorbild.
Nordrhein-Westfalens Ministerpräsiden-
tin Hannelore Kraft (SPD) berief den
DGB-Landesvorsitzenden Guntram
Schneider zu ihrem sozialpolitischen
Schattenmann. 

Und so hätte Gabriel klammheimlich
noch ein zweites Prinzip verankert, von
dem er sich Rückenwind für einen Bun-
destagswahlkampf verspricht. Von Kraft
lernen heißt siegen lernen. 

GORDON REPINSKI
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SPD-Chef Gabriel: Nichts hat die Partei zuletzt so zerrissen wie der Rentenstreit
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Minister Riester, Kanzler Schröder 2001: Abschied von der Agenda 


